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Antrag 
der Abgeordneten Frau Nickels, Frau Oesterle-Schwerin, 
Frau Schmidt (Hamburg), Frau Schoppe und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Männergewalt gegen Frauen und Mädchen 
Maßnahmen zur Absicherung und Unterstützung der Arbeit der Frauenhäuser 
und die Mitverantwortung der Bundesregierung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I.  Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Männergewalt gegen Frauen und Mädchen ist all
-täglich und allgegenwärtige Bedrohung in allen 

privaten und öffentlichen Räumen. Sie reicht von 
der „Anmache" und sexuellen Belästigung über 
die vielfältigen Formen der Mißhandlung und des 
sexuellen Mißbrauchs bis zu Vergewaltigungen. 
Gewalt gegen Frauen und Mädchen/Kinder findet 
hauptsächlich im Privatbereich statt. Dies festzu-
stellen bedeutet, das immer noch bestehende Bild 
von der „heilen" Familie zu erschüttern. 

„Nach Schätzungen werden jährlich bis zu 4 Mil-
lionen Frauen von ihren Ehemännern in der Bun-
desrepublik Deutschland mißhandelt. Das Ins titut 
für Demoskopie Allensbach nimmt an, daß in jeder 
fünften Ehe eine Vergewaltigung schon minde-
stens einmal vorgekommen ist. Bei Berücksichti-
gung hoher Dunkelziffern rechnen Sachverstän-
dige unter Orientierung an einer Untersuchung 
des Bundeskriminalamtes von 1984 jährlich mit 
150 000 bis 300 000 Fällen sexuellen Kindesmiß-
brauchs, meistens im sozialen Nahbereich, d. h. in 
der Familie. In über 90% der Fälle handelt es sich 
dabei um den sexuellen Mißbrauch von Mädchen. 
Wissenschaftliche Untersuchungen haben bestä-
tigt, daß Gewalt gegen Frauen und Kinder in allen 
gesellschaftlichen Schichten und allen Altersgrup-
pen vorkommt und daß die Opfer oft jahrelang miß-
handelt wurden. " 

So schreibt das Bundesfamilienministerium in sei-
nem Bericht „Frauen in der Bundesrepublik 
Deutschland" vom Oktober letzten Jahres (S. 69). 

Die Gewalt von Männern gegenüber Frauen ist 
Ausdruck eines grundlegenden Machtverhältnis-

ses zwischen den Geschlechtern. Patriarchale 
Herrschaft ist wesentliches Strukturmerkmal unse-
rer Gesellschaft; sie durchzieht alle ihre Bereiche. 
Ausbeutung, Unterdrückung, Benachteiligung und 
Funktionalisierung von Frauen und Mädchen 
kennzeichnen grundsätzlich ihre Situa tion in die-
ser Gesellschaft. 

 
Das strukturelle Gewaltverhältnis zwischen den 
Geschlechtern drückt sich in der sichtbaren kör-
perlichen und in der seelischen Mißhandlung offen 
aus. Die offene Gewalt gegen Frauen ist Teil und 
Resultat der gesellschaftlichen Diskriminierung 
von Frauen. Diese zeigt sich z. B. in ihrer schlechten 
Position auf dem Arbeitsmarkt und im Erwerbsbe-
reich, in ihrer untergeordneten Rolle im öffentli-
chen Leben, in Politik und Kultur, in ihrer Degra-
dierung zum Anhängsel vom Mann sowie in der 
Verfügung über den weiblichen Körper bzw. über 
Frauen als Sexualobjekt, sei es in frauenfeindlicher 
Werbung und Pornographie, in der Existenz und 
Anwendung von Gen- und Reproduktionstechno-
logien, im Abtreibungsverbot oder im Frauenhan-
del und Heiratsmarkt und der Straflosigkeit von 
Vergewaltigung und sexueller Nötigung in der 
Ehe. 

Die körperliche und seelische Gewalt gegen 
Frauen und Mädchen ist nur die Spitze der „nor-
malen" Diskriminierung und Einschränkung, des 
Gewaltverhältnisses zwischen Männern und 
Frauen, das alle Frauen und Mädchen tagtäglich 
erfahren. 

In dieser Analyse stimmt der Deutsche Bundes-
tag mit dem Gewaltverständnis der autonomen 
Frauenhäuser überein und teilt von daher auch die 
daraus gefolgerte Auffassung: „(Es gibt) keinen 
grundsätzlichen, sondern nur einen graduellen Un-
terschied zwischen den Erfahrungen mißhandelter 
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und nicht-mißhandelter Frauen, wie es auch kei-
nen grundsätzlichen Unterschied gibt in der Ver-
haltensstruktur gewalttätiger und nicht-gewalttäti-
ger Männer. Mißhandelte Frauen (und Kinder) und 
gewalttätige Männer entsprechen im Gegenteil 
dem Bild von 'Normalität' in unserer Gesellschaft. " 
(Stellungnahme autonomer Frauenhäuser zum 
2. Frauenhaus-Bericht der Bundesregierung, Juni 
1989. S. 3). 

2. Der Deutsche Bundestag stellt weiterhin fest, daß 
die Probleme der Frauenhausarbeit nach wie vor 
bestehen, sich sogar verschärfen. Auch die  Situa-
tion  der mißhandelten und bedrohten Frauen und 
deren Kinder verschlechtert sich. 

Jährlich suchen bis zu ca. 25 000 Frauen mit min-
destens ebensovielen Kindern wegen Gewalttätig-
keiten von Ehemännern oder Partnern Zuflucht in 
den rund 200 Frauenhäusern der Bundesrepub lik 
Deutschland. Die finanzielle Lage der Frauenhäu-
ser ist noch immer völlig unbefriedigend. Die Unsi-
cherheit über die Gewährung der beantragten 
Geldmittel sowie die Verweigerung angemessener 
Zuschüsse bedrohen immer wieder die Existenz 
der bestehenden autonomen Häuser. Die Errich-
tung neuer autonomer Frauenhäuser scheitert an 
der fehlenden Bereitschaft kommunaler und regio-
naler Zuschußgeber, sie zu finanzieren. Diese Wei-
gerung, die bestehende Wohnungsnot, die eine im-
mer längere Aufenthaltsdauer der Frauen und Kin-
der im Frauenhaus zur Folge hat, der zunehmende 
Bekanntheitsgrad der Frauenhäuser, der wach-
sende Mut der Frauen zu einem selbstbestimmten 
Leben führt zu einer ständigen Überfüllung aller 
Frauenhäuser, die die Arbeit und das Leben in je-
dem Haus stark belasten. 

Durch die Überfüllung wird für die betroffenen 
Frauen die Suche nach freien Plätzen in anderen, 
oft weit entfernten Frauenhäusern immer schwieri-
ger. Zwar weisen autonome Frauenhäuser keine 
Frau ab, die Schutz im Frauenhaus sucht. Für viele 
Frauen ist jedoch die Tatsache, für sich und ihre 
Kinder nur Notbetten in Gemeinschaftsräumen 
vorzufinden, ein Grund, nicht ins Frauenhaus zu 
kommen oder wieder zu gehen. 

Zum einen kennzeichnen also fehlende Frauen-
häuser, finanzielle Existenzprobleme bestehender 
Häuser, ständige Überfüllung und viel zu wenige 
feste Stellen die Situation. Hinzu kommt, daß sich 
die Arbeitsbereiche der Frauenhäuser ausweiten, 
verändern bzw. neue entstehen. Neben der nach-
gehenden Beratung und der Öffentlichkeitsarbeit 
trifft dies vor allem für die Kinderarbeit zu. (Vgl. die 
übereinstimmende Auskunft aller. — im Rahmen 
einer schriftlichen Anhörung des Ausschusses für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit — Be-
fragten.) 

Auch heute noch wird in der Öffentlichkeit meist 
übersehen, daß Frauen und Kinder in den Frauen-
häusern leben. Fehlende Planstellen, Platzmangel 
und unzureichende Sachmittel kennzeichnen den 
Alltag der Kinderarbeit in den Häusern. 

Bei der Kinderarbeit zu „sparen" bedeutet, das tat-
sächliche Ausmaß erlebter Gewalt bei den Kindern 

zu ignorieren und damit zu verhindern, daß diese 
Gewalterfahrungen ansatzweise verarbeitet wer-
den können. Der Einzug ins Frauenhaus bringt für 
jedes Kind zunächst eine erhebliche Entlastung, 
nämlich nicht mehr unmittelbar mit dem Mißhand-
ler konfrontiert zu sein. Dies bedeutet jedoch zu-
gleich den plötzlichen Verlust des sozialen Um-
feldes (Vater, Wohnung, Kindergarten, Schule, 
Freund/innen usw.) sowie Verunsicherungen 
durch die unbekannte Situation im Frauenhaus 
und eine unabsehbare Lebensperspektive. Zur Be-
wältigung einer solchen schwierigen Lebensphase 
sind für jedes Kind Gesprächs- und Unterstüt

-

zungsangebote notwendig sowie ein klarer Orien-
tierungsrahmen in Form von regelmäßigen Frei-
zeitaktivitäten und ähnlichem. Zur pädagogischen 
Arbeit im Frauenhaus gehört auch die Unterstüt-
zung der Mütter bei der Aufarbeitung und Bewäl-
tigung der Auswirkungen, die die Gewalterfahrun-
gen auf das Mutter-Kind-Verhältnis haben. 

Besondere Aufmerksamkeit benötigen ausländi-
sche Kinder und ihre Mütter — nicht nur wegen der 
Sprachbarrieren —; denn der Einzug ins Frauen-
haus stellt bisherige Lebensweisen für sie noch 
stärker in Frage. 

Kinderarbeit erfordert aufgrund der speziellen Si-
tuation von Kindern in Frauenhäusern und wegen 
der ständigen Fluktuation und der breiten Mi-
schung sämtlicher Altersstufen ein besonders ho-
hes Maß an Flexibilität und Kompetenz. Daher muß 
diese Arbeit als fester Bestandteil der Frauenhaus-
arbeit angemessen berücksichtigt und finanziert 
werden. 

Die meisten Kinder, die mit ihren Müttern ins 
Frauenhaus kommen, haben zu Hause selbst kör-
perliche Gewalt und Mißhandlung erfahren. Von 
sexueller Gewalt — Übergriffen und Vergewalti-
gungen — durch Männer im sozialen Nahbereich 
sind jedoch in der Mehrzahl Mädchen betroffen. 
Viele von ihnen sind bzw. waren dieser Gewalt täg-
lich — oft jahrelang — ausgesetzt. 

Mit dem veränderten Stellenwert der Kinderarbeit 
in den Frauenhäusern sowie der öffentlichen The-
matisierung der sexuellen Gewalt gegen Mädchen 
in vielen Familien hat sich auch der Blick der 
Frauenhausmitarbeiterinnen für diese Form von 
Männergewalt geschärft. Frauenhäuser brauchen 
deshalb feste Kinderarbeit mit Blick auch auf sexu-
elle Gewalt gegen Mädchen. Zusätzlich ist thera-
peutische und psychologische Hilfe langfristig 
wichtig. 

Die Erkenntnis, daß es sexuelle Gewalt gegen 
Mädchen in der Familie bzw. im sozialen Nahbe-
reich in großem Ausmaß gibt, setzt sich in der Öf-
fentlichkeit erst allmählich durch. Noch immer ist 
diese Gewaltform so sehr tabuisiert, gilt die Familie 
als unantastbarer „Hort der Geborgenheit" , daß 

— kaum jemand den betroffenen Mädchen glaubt 
und in den meisten — der wenigen mani-
festen — Fälle das Opfer-Täter-Verhältnis um-
gekehrt wird, 
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— weder der Täter aus der Familie entfernt wer-
den kann/wird noch für die Mädchen Wohn-
gruppen oder Häuser zur Verfügung stehen, in 
die sie sich auch ohne Einverständnis der Eltern 
flüchten können, 

— adäquat ausgerichtete (kostenlose) Therapie-
möglichkeiten und Präventionsangebote, der 
Realität entsprechende Cur ricula, Aufklärungs-
materialien und Fortbildungsprogramme so gut 
wie nicht vorhanden sind. 

Ähnlich wie die autonomen Frauenhäuser haben 
es Initiativen und Einrichtungen wie Selbsthilfe-
Gruppen, Beratungsstellen usw. schwer, aner-
kannt und gefördert zu werden, die von einem 
nicht-individualisierenden Gewaltverständnis aus-
gehen und nicht einem familienzentrierten Ansatz, 
sondern der konsequenten Parteilichkeit für 
von sexueller (Väter-/Männer-)Gewalt betroffene 
Mädchen verpflichtet sind. 

3. Der Deutsche Bundestag stellt darüber hinaus fest, 
daß manche Frauen, die Mißhandlung erfahren ha-
ben oder von ihr bedroht sind, durch die bestehen-
den gesellschaftlichen Macht-/Ohnmacht-Struktu-
ren sowie durch die Auswirkungen der konservati-
ven Politik der Bundesregierung in besonderem 
Maße in ihren Lebensmöglichkeiten und Perspek-
tiven eingeschränkt werden: 

Ausländische Frauen 

Die bestehende Ausländer- und Asylgesetzgebung 
macht es ausländischen Frauen, die Schutz im 
Frauenhaus suchen (wollen), häufig unmög lich, 
sich für ein selbstbestimmtes Leben, frei von Ge-
walt, Unterdrückung und Bevormundung, zu ent-
scheiden. 

— So ist es Frauen, die im Rahmen des „Familien-
nachzugs" in die Bundesrepublik Deutschland 
gekommen sind, unmöglich, sich vor Ablauf von 
fünf Jahren von ihrem mißhandelnden Ehe-
mann zu trennen, da sie erst nach dieser Frist 
eine eigenständige (vom Mann unabhängige) 
Aufenthaltserlaubnis beantragen können. 
Trennen sie sich vorher, werden sie ins Her-
kunftsland abgeschoben, in dem sie als geschie-
dene oder getrennt lebende Frau häufig weite-
ren Diskriminierungen und Bedrohungen aus-
gesetzt sind. Die betroffenen Frauen sind also 
gezwungen, Gewalt, Psychoterror und Demüti-
gungen so lange zu ertragen, bis die Fünf-Jah-
res-Frist verstrichen ist. 

— Aufenthaltsberechtigung und Arbeitserlaubnis 
sind so miteinander als gegenseitige Bedingung 
verknüpft, daß viele Frauen weder Arbeit fin-
den noch ein Aufenthaltsrecht erlangen kön-
nen. 

— Da Sozialhilfebezug — je nach Länderbestim-
mung — als Ausweisungsgrund gilt, sind aus-
ländische Frauen im Falle ihrer Flucht ins 
Frauenhaus stets von Ausweisung bedroht. 
Auch wenn sie eine Arbeitserlaubnis besitzen 
(erwerben können), haben sie auf dem derzeiti-

gen Arbeitsmarkt fast keine Chance, eine Er-
werbsarbeit zu finden und müßten (müssen) So-
zialhilfe in Anspruch nehmen. 

— Bei asylsuchenden Frauen bzw. Ehefrauen von 
Asylbewerbern verhindert in der Regel die 
räumliche Aufenthaltsbeschränkung die Flucht 
in ein Frauenhaus. Auch diese Frauen sind ge-
zwungen, beim Mißhandler zu bleiben, wollen 
sie ihre Abschiebung und damit die erneute 
Verfolgung im Herkunftsland verhindern. 

— Verfolgung von Frauen wegen ihres Ge-
schlechts ist in der Bundesrepublik Deutschland 
kein eigenständig anerkannter Asylgrund. 

— Frauen, die durch Heiratshandel hierher ge-
kommen sind oder in die Pros titution gezwun-
gen wurden, können sich gegen Unterdrückung 
und sexistische Gewalt nicht erfolgreich zur 
Wehr setzen. Auch sie haben so gut wie keinen 
Zugang zu einer eigenständigen Aufenthaltser-
laubnis und sind, falls sie sich vom Ehemann 
trennen oder aus dem Bordell bzw. Club f liehen, 
von sofortiger Abschiebung bedroht. Die Tatsa-
che, daß sie bei ihrer Rückkehr zum Beispiel 
nach Südostasien ihre Ehre und gesellschaftli-
che Stellung verlieren, gilt nicht als Asyl-
grund. 

In allen Fällen schützt die herrschende Rechtsord-
nung die Täter statt die Opfer. 

Die geplante Neuregelung des Ausländer-/innen-
rechts wird die Situation von ausländischen 
Frauen, die von Mißhandlung durch den Ehemann 
betroffen oder davon bedroht sind, noch verschär-
fen. Der Deutsche Bundestag hält sowohl die beste-
hende Gesetzgebung als auch den von der Bundes-
regierung vorgelegten Gesetzentwurf für ungeeig-
net, den Bedürfnissen und Ansprüchen ausländi-
scher Menschen in der Bundesrepublik Deutsch-
land gerecht zu werden. 

Prostituierte 

In der Regel suchen Prostituierte im Frauenhaus 
Schutz, die vor ihrem Zuhälter geflohen sind bzw. 
die Situation im „Milieu" nicht mehr aushalten. 

Zuhälterei und andere Formen der Ausbeutung 
und Kontrolle, menschenunwürdige, unerträgliche 
Arbeitsbedingungen sind jedoch das Ergebnis der 
herrschenden Doppelmoral, mit der Frauen, die als 
Prostituierte arbeiten, gesellschaftlich und recht-
lich diskriminiert werden. Prostituierte werden ver-
achtet, stigmatisiert, an den Rand der Gesellschaft 
gedrängt. Man(n) will jederzeit auf sie zurückgrei-
fen können, sie jedoch nicht als (patriarchal-)ge-
sellschaftliche Normalität anerkennen. Gesetzge-
bung und Rechtsprechung legi timieren die gesell-
schaftliche Diskriminierung von Prostituierten. Sie 
werden durch Gesetze und Verordnungen regle-
mentiert, kontrolliert und kriminalisiert bzw. in die 
Halblegalität gedrängt. Sperrbezirksverordnun-
gen, die vorgeblich der Bekämpfung der sog. Be-
gleitkriminalität dienen, fördern Zuhälterei und die 
„Kasernierung" von Prostituierten. Die Aufnahme 
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in das gesetzliche Netz der Vorsorge für Krankheit, 
Alter und Erwerbslosikeit ist Prostituierten ver-
wehrt, und sie haben keinen Anspruch auf arbeits-
rechtlichen Schutz. So werden sie — mit Billigung 
unserer Rechtsordnung — wie keine andere 
Gruppe in ihrer Berufsausübung und ihren Lebens-
möglichkeiten eingeschränkt. 

Wenn Prostituierte sich von einem Mißhandler 
trennen und/oder aus dem Beruf aussteigen wol-
len, müssen sie Angst vor Entdeckung, vor Belästi-
gung, Bedrohung und Verachtung haben. Sie ha-
ben kaum Chancen, eine neue Arbeit und/oder 
Wohnung zu finden, da sie ihre bisherige Tätigkeit 
als Prostituierte verschweigen müssen bzw. keinen 
Einkommensnachweis vorweisen können. 

Suchtkranke und Frauen in psychischen 
Grenzsituationen 

Zunehmend suchen auch Frauen mit einer Sucht-
mittelabhängigkeit im Frauenhaus Schutz vor Ge-
walttätigkeit und Bedrohung. Die Zahl der sucht-
kranken Frauen wächst; über 30% der weiblichen 
Bevölkerung ist betroffen. Auch mit dem Problem 
psychischer Erkrankungen werden die Frauen-
hausmitarbeiterinnen vermehrt konfrontiert. 
Psychiatrische Kliniken, soziale Dienste und an-
dere Einrichtungen schieben häufig Frauen mit 
Gewalterfahrungen in die Frauenhäuser ab. So-
wohl Süchte als auch Zwangshandlungen, Flucht 
in Phantasien, Realitäts „verkennung" sind Reak-
tionen auf massive Rollenzwänge, auf Mißhand-
lung, Bedrohung und sexuelle Gewalt durch Män-
ner, sind Überlebens- und Bewältigungsstrategien, 
mit denen Frauen gewaltförmigen Lebensverhält-
nissen und den konkreten Gewalterfahrungen zu 
entfliehen suchen. Doch der Alltag im Frauenhaus 
bedeutet für Suchtmittelabhängige und Frauen in 
psychischen Grenzsituationen eine zusätzliche 
Belastung. Das Zusammenleben verschiedener 
Frauen und Kinder mit unterschiedlichen Bedürf-
nissen und Vorerfahrungen, die sich auf engstem 
Raum miteinander arrangieren müssen, stellt hohe 
Anforderungen an alle. Suchtmittelabhängige wie 
auch psychisch erkrankte Frauen können diesen 
Anforderungen nicht nachkommen. 

Die speziellen Hilfen, die für diese Frauen nötig 
sind, können die Frauenhäuser nicht anbieten. 
Doch auch im Bereich der psychosozialen Versor-
gung fehlen geeignete Einrichtungen für Frauen, 
v. a. Therapieangebote, in denen der Zusammen-
hang zwischen den gesellschaftlich bedingten Le-
bensumständen von Frauen, insbesondere der Ge-
walt gegen Frauen, und Sucht bzw. psychischen 
Ausgrenzungsreaktionen aufgearbeitet wird. 

Obdachlose Frauen 

Obdachlose Frauen, deren Zahl in der Bundesrepu-
blik Deutschland ständig zunimmt, sind aufgrund 
ihrer spezifischen Situa tion Männergewalt ausge-

liefert. Nicht selten ist ihre Wohnungslosigkeit 
selbst schon eine Folge der Flucht aus Gewaltver-
hältnissen. Bei der Suche nach Unterkunft werden 
obdachlose Frauen von Männern sexuell belästigt 
und ausgebeutet, vergewaltigt und geschlagen. So 
werden sie aufgrund der Wohnungslosigkeit (zu-
sätzlich) zu Opfern unmittelbarer männlicher Ge-
walt und wenden sich an die Frauenhäuser. Diese 
können jedoch das strukturelle Problem von Ob-
dachlosigkeit nicht beseitigen.  Sie  können nicht 
Wohnraum zur Verfügung stellen, um Gewalt an 
obdachlosen Frauen zu verhindern, und müssen 
auf die meist unzureichenden kommunalen und 
regionalen Wohnhilfen verweisen. 

4. Der Deutsche Bundestag begrüßt den „Zweiten Be-
richt der Bundesregierung über die Lage der 
Frauenhäuser für mißhandelte Frauen und Kinder" 
(Drucksache 11/2848) insoweit, als in ihm Aufga-
ben, Erfahrungen und eine Reihe der Probleme der 
Frauenhausarbeit detail liert  dargestellt sind. Er 
nimmt zustimmend zur Kenntnis, daß die Bundes-
regierung der Auffassung ist, Gewalt gegen Frauen 
sei auch „im gesellschaftlichen Zusammenhang, in 
bezug zu allgemeinen patriarchalen Strukturen zu 
sehen." (S. 17) 

Der Deutsche Bundestag kritisiert jedoch, daß die 
Bundesregierung aus den ausführlich dargestellten 
Problemen keine politischen Konsequenzen zieht, 
keinerlei Lösungen anstrebt. Daran wird deutlich, 
daß die Regierung Ursachen und Ausmaß der Ge-
walt gegen Frauen und die Dringlichkeit einer Pro-
blemlösung nicht wirklich beg riffen hat. 

Finanzielle Absicherung der Frauenhausarbeit 

Würde die Bundesregierung ihre — oben zitierte — 
Auffassung ernst meinen, so müßte sie Möglichkei-
ten schaffen, um die Arbeit der Frauenhäuser 
finanziell abzusichern. Sie dürfte sich nicht aus der 
Verantwortung stehlen mit dem Hinweis auf 

— die Nicht-Zuständigkeit des Bundes, 

— die Verwaltungs- und Finanzierungskompe-
tenz und Autonomie der Länder, 

— die angespannte Haushaltslage der Länder, 

— das gleiche Recht anderer benachteiligter 
Gruppen, wobei die Bedeutung der Gewalt ge-
gen Frauen als Basis unseres patriarchalen Ge-
sellschaftssystems geleugnet wird. 

Hier zeigt sich, daß formaljuristische Argumenta-
tionen in Wahrheit politische sind, daß die Haltung 
der Bundesregierung, in der Finanzierungsfrage 
nicht initiativ zu werden, eine politische Entschei-
dung ist. Schließlich bliebe ihr die Möglichkeit, 
neue Wege der Zusammenarbeit zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen zu suchen. 

Im Zusammenhang mit der Finanzierungsproble-
matik ist ferner kritisch anzumerken, daß die Bun-
desregierung in ihrem Bericht die Förderungsricht-
linien der Länder kommentarlos auflistet — ohne 
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Hinweis auf ihre einschränkenden Wirkungen, 
auf die Versuche, über Vergaberichtlinien Einfluß 
auf die jeweilige Frauenhauskonzeption zu neh-
men (Beispiele siehe Stellungnahme autonomer 
Frauenhäuser, S. 9). 

Und im Hinblick auf die Gemeinden und Land-
kreise werden nur die wirklich positiven Ausnah-
men benannt, und die große Zahl derer, die ledig-
lich geringe Zuschüsse zu den Sachkosten der 
Frauenhäuser geben, wird verschwiegen. 

Gewaltverständnis 

Des weiteren kritisiert der Deutsche Bundestag, 
daß die Bundesregierung das Problem der Gewalt 
gegen Frauen zwar im Zusammenhang mit gesell-
schaftlichen Faktoren sieht, dann aber als ursäch-
lich für die Gewalterfahrung bzw. Gewaltaus-
übung ausführlichst die individuellen Familien-
strukturen und Persönlichkeitsmerkmale der be-
troffenen Frauen bzw. der Mißhandler beschreibt 
(siehe Bericht S. 17, 18). 

Auch darauf verweisen die autonomen Frauenhäu-
ser: „Bei der Lektüre entsteht der Eindruck, daß 
Gewaltstrukturen überwiegend das Ergebnis einer 
mißglückten Entwicklung seien, daß es sich bei 
den betroffenen Frauen um ,deformierte' Persön-
lichkeiten handele (siehe Bericht S. 17) und dem-
entsprechend bei Mißhandlern um Männer, die aus 
unglücklichen, konfliktbeladenen Familienver-
hältnissen kommen und aufgrund von persönlicher 
Enttäuschung gewalttätig werden (Bericht S. 18)." 
(S. 3) 

Aufgrund ihres letztlich individualisierenden Ge-
waltverständnisses ist es konsequent, wenn die 
Bundesregierung in ihrem Bericht auf „Männerbe-
ratung" und „Männertherapie" als zentralen An-
satz der Gegensteuerung verweist. Der Deutsche 
Bundestag verkennt nicht, daß Angebote, die auf 
die Veränderung individueller Faktoren (als Auslö-
ser für die aktuelle Gewaltanwendung) zielen, not-
wendig sind. Doch Therapie als Lösung des Pro-
blems der Gewalt gegen Frauen und der Frauen-
hausprobleme zu propagieren, zeugt vor dem Hin-
tergrund des oben skizzierten strukturellen Ge-
waltverhältnisses zwischen den Geschlechtern von 
eklatanter Ignoranz und ist entschieden abzuleh-
nen. 

Verantwortung der Bundesregierung 

Der Deutsche Bundestag vermißt im Bericht Hin-
weise darauf, daß die Bundesregierung für die von 
ihr beschriebenen Probleme mitverantwortlich 
ist. 

— So beklagt sie beispielsweise die Schwierigkei-
ten, denen Frauen bei der Trennung vom Miß-
handler und der Gründung einer eigenen Exi-
stenz ausgesetzt sind (siehe Bericht S. 17). Diese 
Schwierigkeiten sind v. a. gesellschaftlich be-
dingt und durch die Politik der Bundesregie-
rung mitverursacht, einer Familien- und Sozial-
politik, die sich am „Normal" -Bild der Frau als 

Ehefrau und Mutter bzw. am Bild der „vollstän-
digen" Familie ausrichtet. Obwohl diese Vor-
stellung von der „normalen" gesellschaftlichen 
Lebensform keineswegs (mehr) der Wirklich-
keit entspricht, hält die Bundesregierung daran 
fest und benachteiligt andere Lebensformen — 
zu Lasten v. a. von Frauen, die sich von Män-
nern trennen, und von alleinerziehenden 
Frauen. Auch die Wohnungsbaupolitik der 
Bundesregierung ist in diesem Zusammenhang 
zu kritisieren. 

— Für die konstatierten Probleme bestimmter 
Frauengruppen (siehe Bericht S. 17 f.) ist die 
Bundesregierung ebenfalls mitverantwortlich. 
So werden die massiven Probleme ausländi-
scher Frauen, die ins Frauenhaus kommen (wol-
len), durch die Ausländer-, Ausländerinnen-
und Asylgesetzgebung der Bundesregierung 
produziert, ja sogar verschärft. (Dies bet rifft 
auch Frauen, die durch Heiratshandel oder Ver-
kauf in die Prostitution in die Bundesrepublik 
Deutschland gekommen sind.) 

Die im Bericht erwähnten Prostituierten haben 
deshalb besondere Probleme, weil sie in allen 
gesellschaftlichen Bereichen diskriminiert wer-
den, gestützt und legitimiert durch eine doppel-
moralische Gesetzgebung und Rechtspre-
chung. Hier bleibt die Bundesregierung untä-
tig. 

Im Bericht der Bundesregierung werden Probleme 
und Mißstände zwar benannt und zum Teil aus-
führlich und zutreffend beschrieben, letztlich aber 
individualisiert. Von daher sieht die Bundesregie-
rung zu Unrecht keinen eigenen Handlungsbe-
darf. 

5. Der Deutsche Bundestag ist der Auffassung, daß 
Gewalt gegen Frauen als ein gesellschaftliches 
Problem gesellschaftliche Lösungen erfordert. Eine 
Berichterstattung alleine, die Auflistung von Fak-
ten, Faktoren und Problemen, die lediglich be-
dauert werden, ist keine angemessene Antwort auf 
die bedrückende Situation der von Männergewalt 
und Mißhandlung betroffenen Frauen und Mäd-
chen/Kinder in unserer Gesellschaft. Der Deutsche 
Bundestag betont die Mitverantwortung der Bun-
desregierung — nicht nur im Hinblick auf die Frau-
enhausfinanzierung, sondern v. a. für die von ihr 
geschaffenen bzw. vergrößerten oder hingenom-
menen gesellschaftlichen Mißstände und vielfälti-
gen Schwierigkeiten, unter denen Frauen leben 
müssen. Von daher muß die Bundesregierung in-
itiativ werden mit dem Ziel, die Situation aller 
Frauen in allen gesellschaftlichen Bereichen 
grundsätzlich zu verbessern, ihnen ein selbstbe-
stimmtes, eigenständiges Leben zu ermöglichen. 
Das bedeutet, die Voraussetzungen zu schaffen für 
grundlegende Veränderungen der — gewalterzeu-
genden — gesellschaftlichen Strukturen. 

Solange jedoch patriarchale Herrschaft und Bevor-
mundung von Frauen nicht völlig beseitigt sind, 
bleiben Frauenhäuser in dieser Gesellschaft not-
wendig und müssen in ihrer Arbeit angemessen 
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unterstützt werden. Dazu hat die Bundesregierung 
reichlich Gelegenheit. 

II. Die Bundesregierung wird daher aufgefordert, 

1. dafür Sorge zu tragen, daß die Arbeit der Frauen-
häuser finanziell abgesichert ist, und zwar als Fi-
nanzierung sämtlicher Kosten des Projekts Frauen-
haus außerhalb des BSHG. Dazu muß sie klare 
Empfehlungen geben, d. h. Landesregierungen 
und Kommunalverwaltungen auffordern, 

— den Frauenhäusern und ihren Projekten umfas-
send und dauerhaft Mittel bereitzustellen für 
die Finanzierung von 

* Erstausstattungs- und Investitionskosten un-
ter Berücksichtigung regionaler Gegeben-
heiten und unterschiedlicher Notwendigkei-
ten 

* Sach- und Betriebskosten 

* Personalkosten 

* Supervision, wissenschaftliche Begleitung, 
Fortbildung; 

— dabei sind folgende Grundsätze der Frauen-
hausarbeit zu gewährleisten: 

* keine in die Konzeptionen eingreifenden 
Auflagen der geldgebenden Stelle 

* Unabhängigkeit autonomer Frauenhäuser 
hinsichtlich ihrer konzeptionellen Arbeit 

* keine Verpflichtung, sich einem Wohlfahrts-
verband anzuschließen 

* Einrichtung von genügend festen Personal-
stellen 

* gleiche Bezahlung der Frauenhausmitarbei-
terinnen aufgrund der Gleichwertigkeit der 
verschiedenen Arbeitsbereiche und Vorer-
fahrungen 

* keine Auflagen für die Mitarbeiterinnen in 
ihren Tätigkeiten 

* Anerkennung aller Arbeitsbereiche der 
Frauenhäuser als zu finanzierende und zu 
fördernde gleichrangige Schwerpunkte: 

Arbeit mit den Frauen 

Arbeit mit den Kindern 

Öffentlichkeitsarbeit 

Verwaltung 

externe und nachgehende Beratung 

Frauenhäuser müssen als Gesamtprojekt mit 
ganzheitlicher Arbeitsgestaltung und nicht-
hierarchischer Organisationsstruktur finan-
ziert werden; 

die Bundesregierung muß die Länder und Kom-
munen finanziell in die Lage versetzen, den ge-
nannten Verplichtungen nachkommen zu kön-
nen; 

2. ferner darauf hinzuwirken, daß Landesregierun-
gen und Kommunalverwaltungen 

— Frauenhausinitiativen bei der Einrichtung 
neuer Frauenhäuser fördern 

— ein umfassendes Mitentscheidungsrecht der 
autonomen Frauenhausträger bei der Erstel-
lung von Planungen, Richtlinien usw. gewähr-
leisten 

— einen wohnsitzunabhängigen Zugang zu den 
Frauenhäusern sicherstellen, so daß jede Frau 
in das Frauenhaus ihrer Wahl gehen kann 

— ein Verbot der Adressenspeicherung sowie eine 
Auskunftssperre bei den Einwohner/innen-
Meldeämtern veranlassen, um die Anonymität 
und Sicherheit der Frauenhaus-Bewohnerinnen 
zu wahren. 

III. Die Bundesregierung wird des weiteren aufgefor-
dert, zur Beseitigung der Wohnungsnot der im 
Frauenhaus lebenden Frauen und Kinder beizu-
tragen. 

1. Sie soll folgende Maßnahmen einleiten bzw. 
Finanzmittel bereitstellen für 

— die Förderung und Ausweitung des sozialen 
Wohnungsbaus im bedarfsgerechten Maße 

— den Erhalt der Preis- und Belegungsbindung 
von Sozialwohnungen und die zukünftige För-
derung ausschließlich von Wohnungsunterneh-
men mit der Selbstverpflichtung zu dauerhafter 
Sozialbindung 

— die Rücknahme der Privatisierungsmöglichkeit 
bei Sozial- und bundeseigenen Wohnungen 

— den Stopp und die Verhinderung aller Möglich-
keiten zur Luxussanierung und Umwandlung 
von Miet- in Eigentumswohnungen 

— die Rücknahme der Verschärfungen im Miet-
recht (z. B. bei der Eigenbedarfskündigung, die 
Dynamisierung der Mietspiegel) 

— die Beschlagnahme von leerstehenden Woh-
nungen 

— die Preisbindung bei Neuvermietung. 

Die Bundesregierung muß ihren Boykott des sozia-
len Wohnungsbaus beenden! 

2. Sie soll sicherstellen, daß 

— die Berechnungsgrundlage für die Wohngeld

-

Obergrenze — statt auf die Daten der Wohn-
geldstatistik (Mieten der Wohngeldempfän-
ger/innen) — auf die tatsächlichen Vergleichs-
mieten (Mietspiegel) bezogen wird 

— Frauen bei der Vermittlung von Sozialwohnun-
gen eine hohe Dringlichkeitsstufe eingeräumt 
wird 

— Wohnberechtigungsscheine zusammengelegt 
werden können. 
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3. Die Bundesregierung muß durch Ergänzung der 
Hausratsverordnung und/oder eine Änderung 
bzw. Klarstellung im BGB die Möglichkeit erleich-
tern bzw. schaffen, bei Bedrohung oder Mißhand-
lung durch den Mann die unverzügliche Zuwei-
sung der gemeinsamen Wohnung an die Frau ge-
richtlich durchzusetzen — auch bei Getrenntleben 
sowie eheähnlicher Lebensgemeinschaft. In jedem 
Fall, auch bei freiwilligem Auszug des Mißhand-
lers, müssen Frauen, die in die gemeinsame Woh-
nung zurückkehren, die Möglichkeit haben, diese 
mit einer anderen Sozialwohnung zu tauschen. 

IV. Die Bundesregierung wird aufgefordert, folgende 
Maßnahmem zur Verbesserung der Situation der 
Kinder, insbesondere der Mädchen, zu ergreifen 
bzw. zu sorgen für: 

— Einrichtung ausreichender Planstellen für die Kin-
derarbeit in jedem Frauenhaus, Schaffung geeig-
neter Räumlichkeiten, Finanzierung der Ausstat-
tung sowie von Spiel- und Beschäftigungsmate-
rialien 

— finanzielle Absicherung der nachgehenden Arbeit 
mit Kindern und ihren Müttern 

— Rechtsanspruch für jedes Kind auf einen Krippen-, 
Kindergarten- und Hortplatz sowie unbürokrati-
sche Bereitstellung solcher Plätze für Kinder aus 
Frauenhäusern, deren Mütter berufstätig sind 

— Schaffung und finanzielle Absicherung von 

* Zufluchtswohnungen für mißhandelte Kinder 
sowie für von sexueller Gewalt betroffene Mäd-
chen 

* Mädchenhäusern, be treuten Mädchenwohn-
gruppen und Jugendwohngemeinschaften 

* Beratungsstellen als Selbsthilfeprojekte für 
Mädchen und Frauen, die von sexueller Gewalt 
durch Männer im sozialen Nahbereich betroffen 
sind oder waren 

* adäquat ausgerichtete kostenlose Therapie-An-
gebote in diesem Bereich 

— finanzielle Unterstützung und Förderung der Ar-
beit von Initiativen, Projekten, Vereinen und Ein-
richtungen gegen die sexuelle Gewalt gegen Mäd-
chen/Kinder 

— Einrichtungen mit speziellen Angeboten für aus-
ländische Mädchen und junge Frauen 

— Präventionsangebote, 	Aufklärungsmaterialien, 
Curricula und Fortbildungsprogramme auf der Ba-
sis feministischer Analysen zur Gewaltsituation 
von Mädchen/Kindern und Frauen in dieser Ge-
sellschaft 

— Gewährleistung effektiveren Schutzes der Betrof-
fenen im Falle sexueller Gewalt gegen Mädchen/ 
Kinder oder des Verdachts, gegebenenfalls durch 
gesetzgeberische Initiativen zum Entzug des Sor-
gerecht- oder Aufenthaltbestimmungsrechts, zum 
Ausschluß des Täters aus dem Umkreis des Mäd-
chens/Kindes bzw. zur Verweigerung des Um-
gangsrechts. 

V. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregie

-

rung ferner auf, Maßnahmen zur Lösung der be-
sonderen Probleme bestimmter Gruppen mißhan-
delter und bedrohter Frauen zu ergreifen bzw. auf 
solche auf Länder- und kommunaler Ebene hinzu-
wirken. Im einzelnen sind notwendig: 

1. Ausländische Frauen 

— Abschaffung jeglicher Sondergesetzgebungen für 
Ausländerinnen; das bedeutet konkret: 

* ein eigenständiges, d. h. vom Ehemann bzw. 
Familienzuzug und wirtschaft licher Stellung 
unabhängiges Aufenthaltsrecht sowie die Ge-
währung einer Arbeitserlaubnis 

* die Aufhebung der Ausländer/innen diskrimi-
nierenden Arbeitsgesetzgebung 

* die Streichung der Ausweisungsgründe, Bezug 
von Sozialhilfe sowie „Erwerbsunzucht" (Arbeit 
als Prostituierte) im Ausländergesetz 

* Legalisierung des Aufenthalts der Ausländer/ 
innen, die in der Bundesrepublik Deutschland 
leben oder als Zeuginnen in Prozessen gegen 
Frauenhändler und Zuhälter auftreten 

* Aufhebung der räumlichen Auf enthaltsbe-
schränkung für Asylsuchende 

— Rücknahme des Gesetzentwurfs zur Neuregelung 
des Ausländer-/innenrechts 

— Anerkennung von Verfolgung wegen des Ge-
schlechts als Asylgrund; 

2. Prostituierte 

— Anerkennung des Berufs Prostituierte sowie die 
Verabschiedung eines umfassenden Antidiskrimi-
nierungsgesetzes für Prostituierte 

— Förderung von Prostituierten-Selbsthilfegruppen 

— Arbeits- und Ausbildungsmöglichkeiten für 
Frauen, die aus diesem Beruf aussteigen wollen, 
insbesondere auch für ausländische Frauen; 

3. Suchtkranke und Frauen in psychischen 
Grenzsituationen 

— spezielle Zufluchtstätten mit differenziertem Bera-
tungs- und Hilfsangebot 

— Frauenambulanzen und Frauenübernachtungs-
stellen 

— Ausbau frauenspezifischer Therapie, Nachsorge 
und Prävention 

— ursachenorientierte Frauenforschung im Sucht- 
und Psychiatriebereich; 
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4. obdachlose Frauen 

— Wohnberechtigungsscheine mit Dringlichkeits-
stufe auch für alleinlebende Frauen 

— Frauenhotels als kurzfristige, menschenwürdige 
Übernachtungsmöglichkeit für Frauen in Notla-
gen 

— langfristig Auflösung aller Obdachlosen-Siedlun-
gen und -Asyle 

— spezielle Beratungsangebote für obdachlose 
Frauen. 

Bonn, den 15. Mai 1990 

Frau Nickels 
Frau Oesterle-Schwerin, Frau Schmidt (Hamburg), Hoss, Frau Schoppe, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 


